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Entschließung des Europäischen Parlaments zu den transatlantischen Beziehungen

Das Europäische Parlament,

– in Kenntnis der Transatlantischen Erklärung über die Beziehungen EU-USA von 1990 
und die Neue Transatlantische Agenda von 1995,

– unter Hinweis auf die Entschließung des Europäischen Parlaments vom 22. April 2004 
zum Stand der Transatlantischen Partnerschaft im Vorfeld des Gipfeltreffens EU-USA 
vom 25. und 26. Juni 2004 in Dublin,

– in Kenntnis der Ergebnisse des Gipfeltreffens EU-USA vom 25. und 26. Juni 2004 in 
Dublin,

– gestützt auf Artikel 103 Absatz 2 seiner Geschäftsordnung,

A. in der Erwägung, dass das letzte Gipfeltreffen EU-USA in Dublin nach einer Zeit scharfer 
Differenzen und einer bedeutenden und bedauerlichen Verschlechterung in der 
transatlantischen Partnerschaft stattfand,

B. unter Hinweis darauf, dass das Gipfeltreffen EU-USA in Dublin zu mäßigen Fortschritten 
führte, der Stärkung der wirtschaftlichen Partnerschaft einen neuen Anreiz gab und in 
gemeinsamen Erklärungen die Lage im weiteren Mittleren Osten sowie verschiedene 
Aspekte der Bekämpfung des Terrorismus und der Weiterverbreitung von 
Massenvernichtungswaffen behandelte,

C. in der Erwägung, dass dieses Jahr angesichts des derzeitigen Charakters der 
Transatlantischen Agenda solide Fortschritte gemacht werden müssen,

1. hofft, dass die zweite Amtszeit von Präsident Bush und der neuen Regierung zu einem 
Neuanfang in den transatlantischen Beziehungen EU-USA führen wird; erklärt die 
Bereitschaft der Europäischen Union und insbesondere des Europäischen Parlaments zur 
Zusammenarbeit, um globale Probleme zu lösen, die globale Anstrengungen und ein 
gemeinsames Vorgehen erfordern; 

2. ist sich bewusst, dass in mehreren Politikbereichen Differenzen in Analyse, Diagnose und 
politischem Ansatz zwischen der EU und den USA bestehen, ist besorgt, dass es derzeit 
nur begrenzte positive Anzeichen eines tatsächlichen politischen Umschwungs durch die 
derzeitige US-Regierung gibt, und würde erwarten, dass die neue Regierung mehr 
Anstrengungen unternimmt, um die Partnerschaft zwischen der EU und den USA 
wiederzubeleben und zu erneuern;
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3. besteht darauf, dass die zentrale Aufgabe des transatlantischen Dialogs darin bestehen 
muss, die Partnerschaft zwischen der EU und den USA als gleichberechtigte Partner zu 
definieren und dabei beider Aufgaben in globalen und regionalen Angelegenheiten, das 
feste Engagement beider zu Multilateralismus und einem System, das auf dem 
Völkerrecht basiert, festzulegen; wiederholt in diesem Zusammenhang seine Auffassung, 
dass die UNO die einzige Autorität sein sollte, die über internationale 
Militärinterventionen entscheidet, und fordert die USA auf, sich aktiv an einer Reform der 
UNO und insbesondere ihres Sicherheitsrats einschließlich seiner Zusammensetzung zu 
engagieren, um ihn effizienter und rechenschaftspflichtig zu machen und seine Kapazität 
zur Umsetzung seiner Beschlüsse zu vergrößern;

4. fordert eine erneute Debatte über diejenigen Politikbereiche, in denen die Positionen der 
EU und der USA weiterhin stark auseinandergehen, bei denen aber eine Konvergenz der 
Positionen nötig ist; zu ihnen gehören: globale Sicherheit, die Lage im Irak, effektive 
Strategien für die Nichtweiterverbreitung von Massenvernichtungswaffen einschließlich 
der Lage im Iran, das Gefangenenlager in Guantanamo und die Umwelt- und 
Energiepolitik, insbesondere im Hinblick auf das Protokoll von Kyoto;

5. äußert die Auffassung, dass eine enge Zusammenarbeit zwischen der EU und den USA, 
dem künftigen palästinensischen Präsidenten und der neuen israelischen Regierung 
erforderlich ist, um der Gewalt ein Ende zu bereiten und neue Verhandlungen über die 
Grundlage der Verpflichtungen zu beginnen, die in der „Roadmap“ eingegangen wurden, 
um der Region des Nahen Ostens mehr Stabilität zu bringen;

6. ist tief besorgt über die womöglich gefährlichen Auswirkungen des wachsenden 
amerikanischen Bundeshaushaltsdefizits auf die Weltwirtschaft und die Bilanz der 
internationalen Währungsmärkte, fordert die USA auf, ihre geteilte Verantwortung für 
wirtschaftliche Stabilität in einer immer stärker voneinander abhängigen Welt zu 
übernehmen, äußert die Hoffnung, dass trotz mehrerer bilateraler Handelsstreitigkeiten im 
Rahmen der anhaltenden WTO-Verhandlungen angesichts des fortgeschrittenen Stands 
der Integration beider Volkswirtschaften beträchtliche Fortschritte in Richtung auf einen 
funktionierenden transatlantischen Markt bald erzielt werden können;

7. behält sich das Recht vor, im Anschluss an das Gipfeltreffen EU-USA Ende dieses Jahres 
eine ausführlichere Entschließung einzureichen, die alle Politikbereiche erfasst;

8. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung dem Rat, der Kommission, den 
Parlamenten der Mitgliedstaaten und dem Präsidenten und dem Kongress der Vereinigten 
Staaten von Amerika zu übermitteln.


